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Gesundheitsamt 

 

Stellungnahme der Stadtverwaltung Erfurt zur Drucksache 1551/22 

Titel der Drucksache 

Sicherstellung des Versorgungsauftrages im Gesundheits- und Sozialwesen: Verlängerung der 

einrichtungsbezogenen Impfpflicht stoppen 

 

Öffentlichkeitsstatus der Stellungnahme 

  öffentlich    

 

Zutreffendes bitte auswählen und im Feld Stellungnahme darauf Bezug nehmen: 

Ist die rechtliche Zulässigkeit des Antrages gegeben? Nein. 

Stehen personelle und sächliche Ressourcen zur Verfügung? Ja. 

Liegen die finanziellen Voraussetzungen vor? Ja. 
 

Stellungnahme 

Der Sachverhalt der oben genannten Drucksache betrifft eine Angelegenheit nach §20a 

Infektionsschutzgesetz. 

Für den Vollzug des §20a IfSG sind in Thüringen die unteren Gesundheitsbehörden zuständig. 

Dies sind  entsprechend des §1 der ThürIfSZVO vom 12.07.2022 in Verbindung mit dem Erlass des 

Thüringer Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie zur Umsetzung der 

COVID-19-Immunitätsnachweispflicht (einrichtungsbezogene Impflicht) gemäß § 20a IfSG die 

Landkreise und kreisfreien Städte im übertragenen Wirkungskreis.  

Ergänzend sei auf die §§1 und 2 der Verordnung über den öffentlichen Gesundheitsdienst und die 

Aufgaben der Gesundheitsämter in den Landkreisen und kreisfreien Städten 

Vom 8. August 1990 (GBI. I Nr. 53 S. 1068) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Oktober 1998 verwiesen. 

Nach § 29 Absatz 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 der Thüringer Kommunalordnung erledigt der 

Oberbürgermeister solche Angelegenheiten in eigener Zuständigkeit. Ein Befassungsrecht des 

Stadtrates/Ausschusses besteht mangels Zuständigkeit keinesfalls, mit der Folge, dass keine 

Rechte auf der Grundlage der Thüringer Kommunalordnung in Verbindung mit den Regelungen 

der Geschäftsordnung des Erfurter Stadtrates bestehen.  

 

Sollte die einreichende Fraktion auf Behandlung der Drucksache im Stadtrat/Ausschuss bestehen, 

wird der Oberbürgermeister oder der jeweilige Vertreter im Amt nach Aufruf der Drucksache in 

der Sitzung nach § 17 Absatz 1 Nr. 4 GeschO die Vertagung der Drucksache wegen fehlender 

Zuständigkeit des Ausschusses nach § 29 Absatz 2 Nr. 2 ThürKO beantragen. Sollte dem Antrag 

mehrheitlich nicht gefolgt werden, wird der Oberbürgermeister oder der Vertreter im Amt 

unmittelbar nach der Abstimmung den Vollzug des Beschlusses aussetzen und damit das 

Verfahren nach § 44 Satz 1 ThürKO einleiten. 

 
 

Änderung des/der Beschlusspunkte aus Sicht der Stadtverwaltung: 

 
 

Anlagenverzeichnis 

      

 

W. Melzer 
 

13.09.2022 
Unterschrift Beigeordneter Datum 
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